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BUNDESSOZIALGERICHT 

Im Namen des Volkes 

Urteil 

in dem Rechtsstreit 

 

Verkündet am 
16. Dezember 2014 
 
 
 

 

 

Az: B 9 V 6/13 R 
 
L 11 VU 15/09 (LSG Berlin-Brandenburg) 
S 17 VG 202/05 (SG Cottbus) 
 
 
 
……………………………….., 
 
 
 Kläger und Revisionskläger, 
 
Prozessbevollmächtigter: ……………………………….., 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Land Brandenburg, 
vertreten durch das Landesamt für Soziales und Versorgung - Landesversorgungsamt, 
Lipezker Straße 45/Haus 5, 03048 Cottbus, 
 
 Beklagter und Revisionsbeklagter. 
 
 
 
Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche Verhandlung vom  

16. Dezember 2014 durch den Vizepräsidenten   Prof. Dr.  S c h l e g e l ,   die  

Richterin   Dr.  R o o s    und den Richter   O t h m e r    sowie die ehrenamtliche  

Richterin   Dr.  L e s s i n g - B l u m    und den ehrenamtlichen Richter   R i e s t e r  

für Recht erkannt: 

 

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg 

vom 22. November 2012 wird zurückgewiesen. 

 

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Der Kläger begehrt die Feststellung von Schädigungsfolgen und die Gewährung einer Beschä-

digtenversorgung. 

 

Der 1941 geborene Kläger war von November 1963 bis April 1968 als Zugschaffner und Zug-

fertigsteller bei der Deutschen Reichsbahn am Bahnhof G.          beschäftigt. In den Jahren 1966 

bis 1968 wurde er nach den Feststellungen des LSG durch Mitarbeiter der Staatssicherheit be-

droht und unter Druck gesetzt und als inoffizieller Mitarbeiter geworben. Im April 1968 löste der 

Kläger sein Arbeitsverhältnis mit dem Bahnhof G.         . Danach war er als Reinigungsmüller bei 

den M.                    , anschließend als Koch und Küchenleiter zunächst im R.                      -Heim 

und nach dortigen Verwerfungen ab 1976 im N.          Krankenhaus in G.                tätig.  

 

Seit 1976 befand sich der Kläger nach seinen Angaben in nervenärztlicher Behandlung. In den 

Sozialversicherungsausweisen sind seit dieser Zeit Psychosen, Neurosen und paranoide Zu-

stände dokumentiert. Seit 1980 bezog der Kläger eine Invalidenrente, seit 1992 als Rente wegen 

Erwerbsunfähigkeit. Ab dem 1.1.1991 erkannte das Land Brandenburg - Landesversorgungs-

amt - bei dem Kläger einen Grad der Behinderung von 80 wegen psychovegetativer Störungen 

an und stellte das Vorliegen der gesundheitlichen Voraussetzungen für die Merkzeichen "G" und 

"B" fest (Bescheide vom 11.7.1995 und 7.9.1995). Das Ministerium des Innern des Landes 

Brandenburg hat nach dem Gesetz über die Aufhebung rechtsstaatswidriger Verwaltungsent-

scheidungen im Beitrittsgebiet und die daran anknüpfenden Folgeansprüche (Verwaltungsrecht-

liches Rehabilitierungsgesetz - VwRehaG) später festgestellt, dass der Kläger durch Mitarbeiter 

der Staatssicherheit Verfolgungsmaßnahmen ausgesetzt war, die mit tragenden Grundsätzen 

eines Rechtsstaates schlechthin unvereinbar waren; diese Maßnahmen wurden nach § 1 Abs 1 

und 5 VwRehaG für rechtsstaatswidrig erklärt. Des Weiteren wurde festgestellt, dass der Kläger 

Verfolgter iS des § 1 Abs 1 Nr 3 Berufliches Rehabilitierungsgesetz (BerRehaG) ist. Als berufli-

che Verfolgungszeit wurde der Zeitraum von 1968 bis 1990 angegeben (Bescheid vom 

23.11.1999). Den Antrag des Klägers auf "Entschädigung aufgrund staatlicher Willkür aus der 

DDR-Zeit" nach dem VwRehaG lehnte das beklagte Land hingegen ua nach Einholung eines 

nervenärztlichen Kausalitätsgutachtens bei dem Arzt für Neurologie und Psychiatrie und Sozial-

mediziner Dr. T.            vom 29.5.2000 ab, nachdem dieser aufgrund einer ambulanten Untersu-

chung zu dem Ergebnis gekommen war, dass die bei dem Kläger vorliegende schwere Zwangs-

neurose nicht ursächlich auf Verfolgungsmaßnahmen in den Jahren 1966 bis 1968 zurückge-

führt werden könne (Bescheid vom 22.6.2000). Das Widerspruchsverfahren wurde auf Wunsch 

des Klägers vorläufig eingestellt (Schreiben vom 25.8.2000). Im Februar 2005 beantragte der 

Kläger erfolglos die Überprüfung seiner Versorgungsleistungen nach dem VwRehaG (Bescheid 

vom 1.7.2005; Widerspruchsbescheid vom 28.9.2005).  
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Das SG hat im anschließenden Klageverfahren auf Antrag des Klägers ein Gutachten bei dem 

Diplom-Psychologen und Psychologischen Psychotherapeuten Tr.                     eingeholt. Dieser 

hat nach ambulanten Untersuchungen des Klägers eine gemischte Angst-Zwangsstörung diag-

nostiziert, die chronifiziert und mit Wahrscheinlichkeit durch Verfolgungsmaßnahmen der Mitar-

beiter der Staatssicherheit in der - vom Sachverständigen angenommenen - Verfolgungszeit von 

1968 bis 1990 hervorgerufen worden sei. Der Grad der schädigungsbedingten Minderung der 

Erwerbsfähigkeit (MdE) betrage 70 vH. Das SG hat weiter Beweis erhoben ua durch Einholung 

eines neurologisch-psychiatrischen Gutachtens des Facharztes für Neurologie und Psychiatrie 

sowie für Psychosomatische Medizin und Psychotherapie Dr. G.      . Dieser ist nach ambulanter 

Untersuchung zur Einschätzung gelangt, bei dem Kläger liege ua eine chronifizierte schwere 

Zwangsstörung mit Begleitphänomenen vor. Die Zwangsstörung weise entstehungsmäßig ne-

ben neurologisch relevanten Belastungsfaktoren insbesondere psychosoziale Belastungsfakto-

ren auf, nämlich Belastungen in Kindheit und Jugend (ua Vergewaltigung der Mutter im Krieg, 

Verachtung durch den Vater, Schläge durch den Bruder), die von April 1966 bis Juni 1968 erlit-

tenen Verfolgungsmaßnahmen (ua mit der Drohung von Verfehlungen am Arbeitsplatz und Un-

terstellung von Straftaten) und die Vorkommnisse bei seinem späteren Arbeitgeber im R.    -

                    Heim (ua Vorwurf der Gefährdung einer ordnungsgemäßen Essensversorgung der 

Heimbewohner). Diese psychosozial relevanten Belastungsfaktoren, die wesentlich für die Ent-

stehung und Aufrechterhaltung der schweren Zwangsstörung des Klägers seien, seien von ihrer 

Bedeutung her etwa gleichwertig. Eine etwaig genauere und prozentuale Aussage sei nicht 

möglich. Wollte man die Kausalität bejahen, läge bei dem Kläger seit Oktober 1998 ein schädi-

gungsbedingter Grad einer MdE von 70 vH vor. Das SG hat die Klage hierauf abgewiesen. Nach 

dem Gesamtergebnis des Verfahrens stehe nicht mit der erforderlichen Wahrscheinlichkeit fest, 

dass die von dem Kläger geltend gemachte Angst- und Zwangsstörung Folge der rechtsstaats-

widrigen Verfolgungsmaßnahmen der Mitarbeiter der Staatssicherheit der ehemaligen DDR sei 

(Urteil vom 13.1.2009). 

 

Das LSG hat die Berufung des Klägers zurückgewiesen. Es bestehe kein Anspruch auf Fest-

stellung einer Schädigungsfolge und Versorgungsleistungen, auch wenn ein schädigendes Er-

eignis iS von § 1 VwRehaG für die Zeit von März 1966 bis Juni 1968 vorliege. Die im Kern von 

allen Gutachtern gestellte Diagnose einer chronifizierten schweren Zwangsstörung sei nicht 

wesentlich ursächlich auf das schädigende Ereignis zurückzuführen. Das in Bezug auf den rich-

tigen Verfolgungszeitraum allein nachvollziehbare Gutachten des Sachverständigen Dr. G.    

komme zu dem Ergebnis, dass die Zwangsstörung des Klägers im Wesentlichen auf drei 

gleichwertigen Ursachen beruhe. Nach der Rechtsprechung des 9. Senats des BSG bedeute 

dies, dass die streitigen Verfolgungsmaßnahmen innerhalb des Ursachenkomplexes mit ca 

einem Drittel eine untergeordnete Rolle einnehmen. Die Rechtsprechung des 2. Senats des 

BSG, nach der auch eine rechnerisch verhältnismäßig niedriger zu bewertende Ursache recht-

lich wesentlich sein könne, komme im Versorgungsrecht nicht zum Tragen (Urteil vom 

22.11.2012). 
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Mit seiner Revision rügt der Kläger die Verletzung der Kausalitätsnorm der (Theorie der) 

wesentlichen Bedingung und der Versorgungsmedizin-Verordnung (VersMedV). Das Beru-

fungsgericht habe gegen Denkgesetze verstoßen, indem es aus drei nebeneinander bestehen-

den Einzelursachen geschlossen habe, dass keine dieser Ursachen wesentlich sein könne. Das 

LSG habe zudem Beweisanträge übergangen und das Fragerecht aus § 116 S 2 SGG verletzt.  

 

Der Kläger beantragt, 

das Urteil des Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg vom 22. November 2012 und das 

Urteil des Sozialgerichts Cottbus vom 13. Januar 2009 sowie die Bescheide des Beklag-

ten vom 22. Juni 2000 sowie vom 1. Juli 2005 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides 

vom 28. September 2005 aufzuheben und den Beklagten zu verurteilen, bei dem Kläger 

nach dem Verwaltungsrechtlichen Rehabilitierungsgesetz in Verbindung mit dem Bundes-

versorgungsgesetz eine Angst- und Zwangsstörung als Schädigungsfolge anzuerkennen 

und dem Kläger ab dem 1. Oktober 1998 eine Beschädigtenversorgung nach einem Grad 

der Minderung der Erwerbsfähigkeit/einem Grad der Schädigungsfolgen von 70 vH zu 

gewähren, 

hilfsweise, 

das Urteil des Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg vom 22. November 2012 aufzu-

heben und den Rechtsstreit zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das Landes-

sozialgericht zurückzuverweisen. 

 

Der Beklagte hält das angefochtene Urteil für zutreffend und beantragt, 

die Revision zurückzuweisen. 

 

 

II 

 

Die Revision des Klägers ist unbegründet (§ 170 Abs 1 S 1 SGG). Die Klage ist zwar zulässig 

(dazu 1.) Der Kläger hat aber keinen Anspruch auf Anerkennung der geltend gemachten Schä-

digungsfolgen und Gewährung von Beschädigtenversorgung (dazu 2.). Insbesondere ist das 

LSG bei der Prüfung des Anspruchs von einem zutreffenden rechtlichen Prüfmaßstab der Kau-

salität ausgegangen (dazu 3.).  

 

1. Statthafte Klage ist die zutreffend vor den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit (§ 16 Abs 2 

VwRehaG) erhobene kombinierte Anfechtungs-, Verpflichtungs- und Leistungsklage (§ 54 Abs 1 

und 5 SGG; vgl BSGE 108, 97 = SozR 4-3800 § 1 Nr 18, RdNr 31). Gegenstand des Rechts-

streits ist die Aufhebung der entgegenstehenden Bescheide vom 22.6.2000, 1.7.2005 und 

28.9.2005, die Anerkennung von Schädigungsfolgen sowie die Gewährung einer Beschädigten-

versorgung. Zu Recht ist das LSG deshalb auch nicht von einem auf Rücknahme des Beschei-

des vom 22.6.2000 gerichteten Überprüfungsbegehren iS des § 44 SGB X ausgegangen, auch 

wenn der Bescheid vom 1.7.2005 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 28.9.2005 
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diese Rechtsgrundlage benennt. Wenn Unanfechtbarkeit noch nicht eingetreten ist, wird das 

Verfahren nach § 44 SGB X im Regelfall nicht benötigt (BSG SozR 4-4300 § 330 Nr 2 Juris 

RdNr 17; BVerwGE 115, 302; hierzu Merten in Hauck/Noftz, SGB X, Stand Juni 2014, 

K § 44 RdNr 51). So verhält es sich hier. Denn in der Sache war der Widerspruchsbescheid vom 

28.9.2005 auf den noch ausstehenden Abschluss des Verfahrens über den Widerspruch gegen 

den Bescheid vom 22.6.2000 gerichtet (vgl § 78 SGG).  

 

2. Die Voraussetzungen der für den geltend gemachten Anspruch auf Anerkennung einer Schä-

digungsfolge sowie auf Gewährung einer Versorgung allein in Betracht kommenden Rechts-

grundlage des § 3 VwRehaG liegen nicht vollständig vor. Nach § 3 Abs 1 S 1 VwRehaG erhält 

ein Betroffener, der infolge einer Maßnahme nach § 1 VwRehaG eine gesundheitliche Schädi-

gung erlitten hat, wegen der gesundheitlichen und wirtschaftlichen Folgen dieser Schädigung 

auf Antrag Versorgung in entsprechender Anwendung der Vorschriften des Bundesversor-

gungsgesetzes (BVG). Dies gilt nicht, soweit er wegen desselben schädigenden Ereignisses 

bereits Versorgung auf Grund des BVG oder auf Grund von Gesetzen, die eine entsprechende 

Anwendung des BVG vorsehen, erhält (§ 3 Abs 1 S 2 VwRehaG). Zur Anerkennung einer Ge-

sundheitsstörung als Folge einer Schädigung genügt die Wahrscheinlichkeit des ursächlichen 

Zusammenhanges (§ 3 Abs 5 S 1 RehaG).  

 

a) Der Anspruch nach § 3 Abs 1 S 1 VwRehaG ist eine von mehreren Folgemaßnahmen im 

Rahmen der SED-Unrechtsbereinigung. Das VwRehaG ist zum 1.7.1994 zusammen mit dem 

BerRehaG als Art 1 und 2 des Zweiten SED-Unrechtsbereinigungsgesetzes vom 23.6.1994 

(BGBl I 1311) mit dem Ziel eingeführt worden, neben der strafrechtlichen Rehabilitierung durch 

das Strafrechtliche Rehabilitierungsgesetz (StrRehaG), welches bereits Gegenstand des Ersten 

SED-Unrechtsbereinigungsgesetzes vom 29.10.1992 (BGBl I 1814) war, eine Rehabilitierung 

durch Aufhebung rechtsstaatswidriger Verwaltungsentscheidungen zu ermöglichen. Dement-

sprechend ist eine hoheitliche Maßnahme einer deutschen behördlichen Stelle zur Regelung 

eines Einzelfalls in dem in Art 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet (Beitrittsgebiet) aus 

der Zeit vom 8.5.1945 bis zum 2.10.1990 (Verwaltungsentscheidung), die zu einer gesundheit-

lichen Schädigung (§ 3), einem Eingriff in Vermögenswerte (§ 7) oder einer beruflichen Benach-

teiligung (§ 8) geführt hat, auf Antrag aufzuheben, soweit sie mit tragenden Grundsätzen eines 

Rechtsstaates schlechthin unvereinbar ist und ihre Folgen noch unmittelbar schwer und unzu-

mutbar fortwirken (§ 1 Abs 1 S 1 VwRehaG). Für eine hoheitliche Maßnahme, die nicht auf die 

Herbeiführung einer Rechtsfolge gerichtet ist, gelten die Vorschriften dieses Gesetzes entspre-

chend. An die Stelle der Aufhebung der Maßnahme tritt die Feststellung ihrer Rechtsstaatswid-

rigkeit (§ 1 Abs 5 S 1 und 2 VwRehaG). Die Aufhebung oder die Feststellung der Rechtsstaats-

widrigkeit einer Maßnahme nach § 1 begründet Ansprüche nach Maßgabe dieses Gesetzes (§ 2 

Abs 1 VwRehaG). Die Rehabilitierungsentscheidung ist danach von der Entscheidung über 

die - hier streitgegenständlichen - Folgeansprüche zu unterscheiden. Die Entscheidung über die 

Rehabilitierung obliegt der Rehabilitierungsbehörde (§ 12 VwRehaG), diejenige über den Aus-

gleich fortwirkender Folgen (vgl § 2 Abs 1 VwRehaG) je nach der Art des Primärschadens - wie 
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hier bei Gesundheitsschädigung - der Versorgungsverwaltung (§ 12 Abs 4 VwRehaG), der nach 

dem Vermögensgesetz zuständigen Behörde bei Eingriffen in Vermögenswerte (§ 7 VwRehaG 

iVm dem Vermögensgesetz) und verschiedenen Sozialleistungsträgern bei beruflicher Benach-

teiligung (§ 8 VwRehaG iVm § 1 Abs 1 Nr 3 BerRehaG). 

 

b) Der Anspruch nach § 3 Abs 1 S 1 VwRehaG ist nicht wegen konkurrierender Sozialleistungen 

ausgeschlossen. Nach den unangegriffenen Feststellungen des LSG (§ 163 SGG) kann davon 

ausgegangen werden, dass anderweitige Versorgungsleistungen, die den Anspruch nach § 3 

Abs 1 S 2 VwRehaG ausschließen, nicht bezogen werden. 

 

c) Der Kläger ist Betroffener iS von § 3 Abs 1 S 1 VwRehaG. Er gehört zu dem nach § 1 

VwRehaG berechtigten Personenkreis. Der Kläger war durch Mitarbeiter der Staatssicherheit 

Verfolgungsmaßnahmen ausgesetzt, die mit tragenden Grundsätzen eines Rechtsstaates 

schlechthin unvereinbar waren. Diese Maßnahmen wurden nach § 1 Abs 1 und 5 VwRehaG für 

rechtsstaatswidrig erklärt. Die entsprechenden Feststellungen der Rehabilitierungsbehörde im 

Bescheid vom 23.11.1999 sind für die nachgeschalteten Fachbehörden bindend (§ 12 Abs 1 S 3 

VwRehaG; zur fehlenden Verbindlichkeit von Tatsachenfeststellungen der Behörden der ehe-

maligen DDR vgl BVerfG Beschluss vom 24.9.2014 - 2 BvR 2782/10). Dies betrifft zum einen 

die genaue Bezeichnung der hoheitlichen Maßnahme, die den Anknüpfungspunkt für mögliche 

Folgeansprüche bildet. Und es betrifft zum anderen die Qualifizierung dieser Maßnahme als 

rechtsstaatswidrig. Jedenfalls bei Eingriffen in das Rechtsgut Gesundheit hat die Rehabilitie-

rungsbehörde sich jedoch im Übrigen auf eine bloße Schlüssigkeitsprüfung zu beschränken. Die 

gilt insoweit - anders als beim Rechtsgut Beruf - auch für die Bestimmung der Verfolgungszeit 

(BVerwGE 119, 102 Juris RdNr 10 ff). Nach dem beschriebenen zweistufigen Prüfsystem ent-

faltet der Rehabilitierungsbescheid deshalb lediglich eine auf die Verfügungssätze beschränkte 

Tatbestandswirkung (hierzu allgemein Roos in von Wulffen/Schütze, SGB X, 8. Aufl 2014, vor 

§ 39 RdNr 4 ff). Hiervon hat sich das LSG in der Sache leiten lassen und die anspruchsbegrün-

denden Tatbestandsmerkmale im Übrigen einer eigenständigen Prüfung unterzogen. Nach den 

bindenden - mit Verfahrensrügen nicht angegriffenen - Feststellungen des LSG (§ 163 SGG) 

steht danach fest, dass sich die Dauer der Verfolgungszeit im Hinblick auf das Rechtsgut Ge-

sundheit entgegen den berufsbezogenen Ausführungen im Rehabilitierungsbescheid auf die Zeit 

von März 1966 bis Juni 1968 beschränkte.  

 

d) Der Kläger leidet auch an einer gesundheitlichen Störung. Nach dem Ergebnis der Beweis-

aufnahme durch die Tatsacheninstanzen besteht kein Zweifel, dass der Kläger an einer chronifi-

zierten schweren Zwangsstörung leidet, auch wenn das LSG insoweit von einer exakten Klassi-

fizierung nach ICD 10 abgesehen hat (ggf F42; zur Notwendigkeit einer solchen Feststellung im 

Unfallversicherungsrecht vgl BSG Urteil vom 9.5.2006 - B 2 U 1/05 R - BSGE 96, 196 = 

SozR 4-2700 § 8 Nr 17). Das LSG hat auch keine klare Differenzierung nach Primär- und Folge-

schaden getroffen, sondern insoweit einheitlich auf den Beginn der nervenärztlichen Behandlung 
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des Klägers im Jahr 1976 abgestellt. Hierauf kommt es vorliegend jedoch nicht entscheidend 

an, da es jedenfalls am nötigen Zurechnungszusammenhang fehlt (dazu sogleich unter 3.).  

 

3. Der Anspruch des Klägers scheitert daran, dass sich der erforderliche Zurechnungszusam-

menhang zwischen dem schädigenden Ereignis der Verfolgung und der gesundheitlichen Erst-

schädigung (haftungsbegründende Kausalität) bzw den daraus resultierenden gesundheitlichen 

Folgen (haftungsausfüllende Kausalität; § 3 Abs 5 S 1 VwRehaG) nicht herstellen lässt. Das 

LSG hat die haftungsbegründende und haftungsausfüllende Kausalität über den Bedingungszu-

sammenhang im naturwissenschaftlich-philosophischen Sinne hinaus zutreffend an der Theorie 

der wesentlichen Bedingung orientiert und frei von Rechtsfehlern verneint. Wie sonst im sozia-

len Entschädigungsrecht (vgl zB parallel § 1 Abs 1 StrRehaG, § 4 Abs 1 S 1 HHG, § 1 Abs 1 S 1 

OEG) gilt trotz des Verweises auf das BVG nur wegen der Folgen der Schädigung (§ 3 Abs 1 

S 1 VwRehaG) gleichwohl die Kausalnorm der wesentlichen Bedingung (BT-Drucks 12/4994 

S 32 zu § 3; vgl Rademacker in Knickrehm, Gesamtes Soziales Entschädigungsrecht, 2012, 

VwRehaG, §§ 1 bis 18 RdNr 9; allgemein BSG Urteil vom 12.6.2001 - B 9 V 5/00 R - BSGE 88, 

153 = SozR 3-3100 § 5 Nr 9). 

 

a) Bei der Beurteilung des Ursachenzusammenhangs hat das LSG der versorgungsrechtlich 

relevanten Teilursache der Verfolgungsmaßnahmen mit etwa einem Drittel rechtsfehlerfrei eine 

untergeordnete und für den Ursachenzusammenhang unwesentliche Bedeutung beigemessen, 

in dem es die Kausalitätsnorm der wesentlichen Bedingung in der spezifisch versorgungsrecht-

lichen Ausprägung zugrunde gelegt hat wie sie im Anschluss an die Rechtsprechung des 

Reichsversicherungsamtes (RVA - AN 1912, 930) in ständiger Rechtsprechung seit BSGE 1, 72  

und BSGE 1, 150 durch den 9. Senat vertreten wird (zuletzt BSG Urteil vom 12.6.2001 - B 9 V 

5/00 R - BSGE 88, 153 = SozR 3-3100 § 5 Nr 9). Diese Grundsätze haben ihren Niederschlag 

auch in den "Anhaltspunkten für die ärztliche Gutachtertätigkeit im sozialen Entschädigungs-

recht und nach dem Schwerbehindertengesetz" in ihrer am 1.10.1998 geltenden Fassung der 

Ausgabe 1996 (AHP 1996) und nachfolgend - seit Juli 2004 - den "Anhaltspunkten für die ärztli-

che Gutachtertätigkeit im sozialen Entschädigungsrecht und nach dem Schwerbehindertenrecht 

(Teil 2 SGB IX)" in ihrer jeweils geltenden Fassung (AHP 2005 und 2008) gefunden, welche zum 

1.1.2009 durch die Anlage zu § 2 VersMedV vom 10.12.2008 inhaltgleich ersetzt worden ist 

(Teil C Nr 1 b der Anl zu § 2 VersMedV; vgl BR-Drucks 767/1/08 S 3, 4).  

 

Danach gilt als Ursache im Rechtssinn nicht jede Bedingung, gleichgültig mit welcher Intensität 

sie zum Erfolg beigetragen hat und in welchem Zusammenhang sie dazu steht. Als Ursachen 

sind vielmehr nur diejenigen Bedingungen anzusehen, die wegen ihrer besonderen Beziehung 

zum Erfolg zu dessen Eintritt wesentlich mitgewirkt haben. Das ist der Fall, wenn sie in ihrer 

Bedeutung und Tragweite für den Eintritt des Erfolges als annähernd gleichwertig anzusehen 

sind. Kommt einem der Umstände gegenüber anderen indessen eine überragende Bedeutung 

zu, so ist dieser Umstand allein Ursache im Rechtssinne. Bei mehr als zwei Teilursachen ist die 

annähernd gleichwertige Bedeutung des schädigenden Vorgangs für den Eintritt des Erfolgs 
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entscheidend. Haben also neben einer Verfolgungsmaßnahme mehrere weitere Umstände zum 

Eintritt einer Schädigungsfolge beigetragen, ist die Verfolgungsmaßnahme versorgungsrechtlich 

nur dann im Rechtssinne wesentlich und die Schädigungsfolge der Verfolgungsmaßnahme zu-

zurechnen, wenn sie in ihrer Bedeutung und Tragweite für den Eintritt des Erfolges - verglichen 

mit den mehreren übrigen Umständen - annähernd gleichwertig ist. Das ist dann der Fall, wenn 

die Verfolgungsmaßnahme in ihrer Bedeutung und Tragweite für den Eintritt des Erfolges allein 

mindestens so viel Gewicht hat wie die übrigen Umstände zusammen (vgl zB BSG SozR Nr 23 

zu § 30 BVG Juris RdNr 10; BSG Urteil vom 20.7.2005 - B 9a V 1/05 R RdNr 38). Im Einzelnen 

bedarf es dazu der wertenden Abwägung der in Betracht kommenden Bedingungen (vgl in die-

sem Zusammenhang insbesondere BSGE 16, 216, 218 = SozR Nr 58 zu § 1 BVG). Im Einzelfall 

muss die Entscheidung darüber, welche Bedingungen im Rechtssinne als Ursache oder Mitur-

sache zu gelten haben und welche nicht, aus der Auffassung des praktischen Lebens abgeleitet 

werden (BSGE 1, 72 = SozR BVG § 1 Nr 1; BSG Urteil vom 12.6.2001 - B 9 V 

5/00 R - BSGE 88, 153 = SozR 3-3100 § 5 Nr 9 Juris RdNr 32).  

 

b) Das LSG hat nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme im Anschluss an das Gutachten des 

medizinischen Sachverständigen Dr. G.          unangegriffen und verbindlich festgestellt, 

dass - ohne abgrenzbare Vorschäden oder Verschlimmerungsanteile - für die Entstehung wie 

Aufrechterhaltung der Zwangsstörung des Klägers im Wesentlichen drei Ursachen gleicher-

maßen in Betracht kommen: Belastungen in Kindheit und Jugend, die streitgegenständlichen 

Verfolgungsmaßnahmen zwischen 1966 und 1968 und die Vorkommnisse im R.                 -

Heim. Durchgreifende Verfahrensrügen hat der Kläger hiergegen nicht erhoben. Die Rüge der 

unterlassenen Aufklärung (§ 103 SGG) geht fehl. Der beantragten weiteren Beweiserhebung 

durch Befragung des Sachverständigen Dr. G.          zu den Kausalfaktoren aus der Zeit vor der 

Verfolgung musste das LSG nicht nachkommen, nachdem der Sachverständige die Frage nach 

dem Ursachenanteil von Kindheit und Jugend bereits eindeutig beantwortet hat. Insbesondere 

besagen die Ursachen nichts über den Zeitpunkt der Entstehung der streitbefangenen Erkran-

kung und steht deshalb die Aussage des Gutachters Dr. T.           zur Fixierung von Neurosen an 

unbewusste Konfliktsituationen der Kindheit in keinem noch aufzulösenden Widerspruch zur 

Aussage des Gutachters Dr. G.     , dass die Zwangsstörung des Klägers mangels entsprechen-

der Symptomatik vor der Verfolgungszeit nicht bestanden habe (Revisionsbegründung S 18). 

Objektiv sachdienliche Fragen, deren Beantwortung das LSG entgegen § 116 S 2 SGG unter-

bunden haben könnte, macht die Revision nicht geltend (vgl BSG Beschluss vom 

27.11.2007 - B 5a/5 R 60/07 B - SozR 4-1500 § 116 Nr 1 RdNr 7 ff im Anschluss an BVerfG 

NJW 1998, 2273). Hiervon ausgehend hat das LSG frei von Rechtsfehlern im Wege wertender 

Betrachtung nach der Formel der "annähernden Gleichwertigkeit" eine untergeordnete Bedeu-

tung des schädigenden Ereignisses für die geltend gemachten Schädigungsfolgen angenom-

men. Die schädigungsunabhängigen Faktoren einer belasteten Kindheit und Jugend sowie die 

Arbeitssituation im R.                         -Heim haben danach auch in rechtlicher Hinsicht den über-

wiegenden Anteil am Eintritt und der Aufrechterhaltung der jetzt festgestellten Angststörung oder 

anders formuliert letztlich rechtlich überragende Bedeutung. Ein von der Revision behaupteter 
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logisch ungültiger Schluss liegt nicht vor (vgl im Übrigen AHP Nr 70, wonach Erkrankungen mit 

neurotischen Anteilen - wie hier sachverständigerseits angenommen und vom LSG unangegrif-

fen festgestellt - nur dann mit schädigenden Ereignissen in ursächlichem Zusammenhang ste-

hen, wenn diese in früher Kindheit über längere Zeit und in erheblichem Umfang wirksam waren; 

zur fortdauernden Gültigkeit der AHP als antizipierte Sachverständigengutachten, auch wenn die 

Kausalitätsbeurteilungen zu einzelnen Krankheitsbildern in der VersMedV nicht mehr enthalten 

sind, BR-Drucks 767/1/08 S 4; Rundschreiben des BMAS vom 15.12.2008 - IVc 3-48021 - 6). 

 

c) Die Revision verweist allerdings mit Recht darauf, dass der im Unfallversicherungsrecht zu-

ständige 2. Senat des BSG für die wertende Entscheidung über die Wesentlichkeit einer Ursa-

che "wesentlich" nicht gleichsetzt mit "gleichwertig" oder "annähernd gleichwertig". Auch eine 

nicht annähernd gleichwertige, sondern rechnerisch verhältnismäßig niedriger zu bewertende 

Ursache kann danach für den Erfolg rechtlich wesentlich sein, solange die andere(n) Ursache(n) 

keine überragende Bedeutung hat (haben) (BSG Urteil vom 9.5.2006 - B 2 U 1/05 R - BSGE 96, 

196 = SozR 4-2700 § 8 Nr 17, RdNr 15). Diese Rechtsprechung, die ihren Ausgangspunkt 

ebenfalls in der Rechtsprechung des RVA (AN 1912, 930) und den frühen Entscheidungen des 

BSG in BSGE 1, 72 und BSGE 1, 150 nimmt, schließt die Wesentlichkeit einer von drei unge-

fähr gleichwertigen Teilursachen nicht bereits deshalb aus, weil die allein maßgebliche Teilursa-

che nur zu einem Drittel Berücksichtigung finden kann (vgl BSG SozR Nr 6 zu § 589 RVO im 

Anschluss an BSGE 13, 175 = SozR Nr 32 zu § 542 RVO). In die Bewertung einfließen muss 

vielmehr auch, ob den verbleibenden sozialrechtlich nicht maßgeblichen Teilursachen überra-

gende Bedeutung zukommt. Erst wenn angenommen werden kann, dass diesen eine überra-

gende Bedeutung beizumessen ist, folgt daraus, dass die nicht annähernd gleichwertige sozial-

rechtlich relevante Teilursache unwesentlich ist. Es werden insoweit wohl etwas niedrigere An-

forderungen an die Stärke der Mitwirkung angelegt (vgl Krasney in Becker/ 

Burchardt/Krasney/Kruschinsky, Gesetzliche Unfallversicherung, Bd 1, Stand Oktober 2013, § 8 

RdNr 314; vgl auch Knickrehm, SGb 2010, 381, 384). Der erkennende Senat lässt offen, ob 

diese etwas andere Ausrichtung im Ansatz bei der nötigen Abwägung im Einzelfall die von der 

Revision gewünschten Ergebnisse ergäbe. Selbst wenn die behaupteten Unterschiede bestün-

den, sähe sich der Senat weder veranlasst, mit Blick auf eine etwaig besondere Ausrichtung der 

Theorie der wesentlichen Bedingung im Unfallversicherungsrecht seine langjährige Recht-

sprechung zur "annähernden Gleichwertigkeit" im sozialen Entschädigungsrecht aufzugeben 

(dazu d) noch bestünde Anlass zu einer Anfrage bei dem mit Unfallversicherungsrecht befass-

ten 2. Senat des BSG (dazu e). 

 

d) Der 9. Senat hält an seiner bisherigen Rechtsprechung zur Theorie der wesentlichen Bedin-

gung unter Beibehaltung des Merkmals der "annähernden Gleichwertigkeit" fest. Die Recht-

sprechung des 2. Senats mag Besonderheiten der gesetzlichen Unfallversicherung Rechnung 

tragen, die im sozialen Entschädigungsrecht grundsätzlich nicht von Bedeutung sind. In Betracht 

kommt insoweit insbesondere der Gesichtspunkt, dass im Recht der gesetzlichen Unfallver-

sicherung seit jeher eine Ersetzung der zivilrechtlichen Haftung durch die Ansprüche der Unfall-
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versicherung stattfindet (vgl §§ 104 f SGB VII; ferner die Vorläufervorschrift in § 636 Abs 1 RVO; 

vgl auch schon § 95 des UVG vom 6.7.1884, RGBl 69; §§ 898 f RVO vom 19.7.1911, RGBl 509; 

grundlegend Gitter, Schadensausgleich im Arbeitsunfallrecht, 1969, S 51 ff). Diese Regelung 

gehört zum Kernbestand der gesetzlichen Unfallversicherung (vgl BSG Urteil vom 

26.6.2007 - B 2 U 17/06 R - BSGE 98, 285 = SozR 4-2700 § 105 Nr 2, RdNr 16) und legt damit 

auch wesentliche Umfangmerkmale des Schadensausgleichs fest (BSGE 73, 1 = SozR 3-2200 

§ 571 Nr 2 Juris RdNr 17). Strukturen dieser Art kennzeichnen das soziale Entschädigungsrecht 

nicht. Im sozialen Entschädigungsrecht, wo in der Regel die Folgen einer einmaligen schädi-

genden Einwirkung zu beurteilen sind, hat sich die Bestimmung der Wesentlichkeit nach der 

"annähernden Gleichwertigkeit" bewährt. Dies gilt unabhängig davon, dass in Einzelfällen auch 

im sozialen Entschädigungsrecht auf Wertungen etwa der gesetzlichen Unfallversicherung zu-

rückgegriffen wird (vgl im Bereich des SVG bei der Bestimmung unfallunabhängiger Krankheiten 

BSG Beschluss vom 11.10.1994 - 9 BV 55/94 - HVBG-INFO 1995, 970; hierzu Keller, SGb 

2007, 248, 249).  

 

e) Eine Abweichung iS des § 41 Abs 2 SGG als Voraussetzung einer Anfrage beim 2. Senat bzw 

Vorlage an den Großen Senat kommt nur dann in Betracht, wenn es sich um die unterschied-

liche Beantwortung derselben Rechtsfrage handelt, auf der die frühere Entscheidung eines an-

deren Senats beruht, wenn also eine Identität der Rechtsfrage in der zu entscheidenden Sache 

und der früheren Entscheidung des anderen Senats besteht (vgl BSGE 94, 133 = SozR 4-3200 

§ 81 Nr 2 Juris RdNr 29, 30 mwN). Insoweit entfiele die Vorlage auch nicht für den Fall der 

vorangehenden Missachtung der Vorlagepflicht durch einen anderen Senat (Roos in 

Roos/Wahrendorf, SGG, 2014, § 41 RdNr 14 mwN). Die genannte Entscheidung des 2. Senats 

(BSG Urteil vom 9.5.2006 - B 2 U 1/05 R - BSGE 96, 196 = SozR 4-2700 § 8 Nr 17, RdNr 15) ist 

auf dem Gebiet der gesetzlichen Unfallversicherung (§ 8 Abs 1 SGB VII) ergangen, während 

hier die Auslegung des § 3 Abs 1 S 1 VwRehaG Gegenstand der Entscheidung ist. Soweit der 

erkennende Senat in der Entscheidung vom 11.10.1994 (BSGE 75, 180, 182 mwN = SozR 

3-3200 § 81 Nr 12) ausgeführt hat, die Grundentscheidungen des sozialen Unfallversicherungs-

rechts seien auch im Entschädigungsrecht zu beachten, würde damit die Rechtsfrage gleich-

wohl nicht zu einer solchen auf dem Gebiet der gesetzlichen Unfallversicherung, sondern be-

träfe weiterhin die Auslegung von Normen des sozialen Entschädigungsrechts, für die lediglich 

bestimmte Grundentscheidungen des Rechts der gesetzlichen Unfallversicherung herange-

zogen werden (vgl BSGE 94, 133 = SozR 4-3200 § 81 Nr 2 Juris RdNr 29, 30 mwN). Der Senat 

nimmt die Abgrenzung nach Wertungen vor, die sich von den Wertungen des SGB VII unter-

scheiden. Diese Unterscheidung ist durch das Gesetz und seine unterschiedliche Aufgaben-

stellung angelegt. Daran ändert sich selbst dann nichts, wenn sich der erkennende wie auch 

Senate anderer Rechtsgebiete für die Ursachenbewertung nach der Theorie der wesentlichen 

Bedingung im Ansatz maßgeblich auf die Rechtsprechung des 2. Senats beziehen (vgl BSG 

SozR 4-3200 § 81 Nr 5 RdNr 21 mwN; BSG SozR 4-2400 § 7 Nr 15 RdNr 25; BSG SozR 4-4200 

§ 21 Nr 17 RdNr 21, 22). 
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f) Das LSG brauchte deshalb den weiteren Beweisanträgen des Klägers zur bisher noch offen-

gelassenen Brückensymptomatik (Revisionsbegründung S 19, 20; vgl zu Fällen einer möglichen 

Entbehrlichkeit der Brückensymptomatik BSG Beschluss vom 16.2.2012 - B 9 V 17/11 B - Juris 

RdNr 10) nicht nachgehen, da es auf die unter Beweis gestellten Tatsachen nicht mehr ankam 

(BSG Beschluss vom 31.1.2008 - B 13 R 53/07 B). Auch im Falle der Existenz der behaupteten 

Brückensymptome würde sich an der Zurechnung nach Maßgabe der aufgezeigten Theorie der 

wesentlichen Bedingung nichts ändern. Einen hinreichend klaren Beweisantrag zu einem 

Primärschaden vor 1976 hat der Kläger im Übrigen nicht gestellt. 

 

4. Die Kostenentscheidung beruht auf § 193 SGG.  
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